
Kn
ap

pw
or

st
&

Pa
rt

ne
r

St
eu

er
be

ra
tu

ng
sg

es
el

ls
ch

af
t

Po
ts

da
m

•B
er

lin
•R

os
to

ck
•S

te
tt

in
P O T S D A M N E W S
A u s g a b e 1 / 2 0 1 2

Hegelal lee 1
Vil la Quistorp
1 4467 Potsdam

Tel. : +49(0)331 29821 -0
Fax: +49(0)331 29821 -24

Meinekestraße 27
Ecke Kurfürstendamm

1 071 9 Berl in

Tel. : +49(0)30 278794-6
Fax: +49(0)30 278794-77

Neuer Markt 1 4

1 8055 Rostock

Tel. : +49(0)381 877330-44
Fax: +49(0)381 877330-41

ul. Bohaterow Getta
Waszawskiego 24/204
PL-70-302 Szczecin

Tel. : +48(0)91 42527-88
Fax: +48(0)91 88650-66

www.knappworst.de • info@knappworst.de

Photovoltaikanlagen

Neuregelungen zur Selbstanzeige

Nachfolgend möchten wir auf einigeEntwicklungen bei der Besteuerung vonPhotovoltaikanlagen eingehen.
In der Finanzverwaltung hat sich die Ansichtdurchgesetzt, dass auch die dachintegriertenPhotovoltaikanlagen ﴾z.B. Dachziegeln﴿ Anlagenkeine unselbständigen Bestandteile desGebäudes sind. Diese Form derPhotovoltaikanlagen ist ertragsteuerlich wie sog.Aufdachanlagen zu behandeln. Die Anlagen sindüber die Nutzungsdauer ﴾regelmäßig 20 Jahre﴿abzuschreiben. Anstelle der linearen Abschrei­bung kann die degressive gewählt werden. Esbesteht die Möglichkeit einer 20 %igenSonderabschreibung und für die Anschaffungkann ein Investitionsabzugsbetrag gebildetwerden. Nachrichtlich sei erwähnt, dass auchsog. Blockheizkraftwerke – selbst wenn dieEnergie überwiegend im Gebäude verwendetwird ­ als selbständige bewegliche Wirtschafts­güter zu behandeln sind.
Immer wieder Streitthema war die Behandlungvon Kosten für Dachsanierungen. Grundsätzlichsind solche Kosten nicht durch den Ge­werbebetrieb „Stromerzeugung“ verursacht.Allenfalls Kosten, die in direktem Zusammen­hang mit der Anlage stehen ﴾z.B. Verstärkungen

aus statischen Gründen﴿ können alsBetriebsausgaben abgezogen werden.
Ebenso ist ein Vorsteuerabzug aus Aufwen­dungen nur möglich, wenn ein unmittelbarerZusammenhang mit den Umsätzen aus derStromerzeugung besteht. Der Bundesfinanzhofhat aktuell drei Entscheidungen hierzu getroffen.Zu beurteilen waren Sachverhalte, bei denen diePhotovoltaikanlagen auf nicht genutztenleerstehenden Gebäuden oder auf einem privatgenutzten Carport installiert waren. Soweit einVorsteuerabzug grundsätzlich in Betracht kommt,ist nach den Urteilen der unternehmerischeNutzungsanteil an dem Gebäude im Wege einersachgerechten Schätzung zu ermitteln. DieSchätzung könne mittels Umsatzschlüsselserfolgen, bei dem ein fiktiver Vermietungsumsatzfür den nichtunternehmerisch bzw. privatgenutzten Teil des Gebäudes mit einem fiktivenUmsatz für die Vermietung der Dachfläche aneinen Dritten verglichen wird.
Noch nicht abschließend geklärt ist die Frage, obbei Existenzgründern für die Bildung einesInvestitionsabzugsbetrages eine verbindlicheBestellung der Anlage Voraussetzung ist, oder obdie Anschaffungsabsichten auch auf andereWeise nachgewiesen werden können.

Im Jahr 2011 wurden die Voraussetzungen derSelbstanzeige erheblich verschärft.
Für eine wirksame strafbefreiende Selbstanzeigekommt es nun darauf an, dass sämtliche nochnicht verjährte Straftaten einer Steuerartvollständig offen gelegt werden. EineTeilselbstanzeige ist damit nicht mehr möglich.Der Steuerpflichtige verliert die Straffreiheit fürden gesamten nichtverjährten Zeitraum, sobald erauch nur ein Jahr auslässt. Maßgebend ist diestrafrechtliche Verfolgungsverjährung, die mitVollendung der Straftat ﴾i.d.R. Bekanntgabe desfalschen Bescheides﴿ beginnt und fünf Jahre be­trägt. Geringfügige Ungenauigkeiten bei derNacherklärung sollen nicht schädlich sein.
Eine weitere Verschärfung ergibt sich dadurch,dass der Zeitpunkt einer möglichen Selbstanzeige

vorverlegt wurde. Bisher reichte es aus, dass dieSelbstanzeige bis zum Beginn der steuerlichenAußenprüfung beim Finanzamt eingegangen war.Nun tritt Straffreiheit nur ein, wenn die Anzeigenoch vor Bekanntgabe der Prüfungsanordnungerfolgt. Zu beachten ist hierbei, dass Anzeigen beieiner unzuständigen Behörde erst mit Zugang beider zuständigen als zugegangen gelten.
Neu ist auch die erstmalige gesetzliche Regelungeiner Betragsgrenze für eine Strafbefreiung. DieStraffreiheit tritt bei einem Hinterziehungsbetragvon bis zu 50.000 € wie bisher dann ein, wenn dieSteuer nebst Zinsen umgehend entrichtet wird.Ab einem Hinterziehungsvolumen von 50.000 €wird von einer Strafverfolgung nur dannabgesehen, wenn neben Steuern und Zinsen einefreiwillige Zahlung in Höhe von 5 % der verkürz­ten Steuern entrichtet wird.



Der Gesetzgeber hat die gesetzlichen Voraus­setzungen einer schleichenden Betriebsaufgabebei ruhenden oder verpachtetenGeschäftsbetrieben durch eine Neuregelungnormiert. Bislang hatte der Steuerpflichtige einWahlrecht, die Betriebsaufgabe zu erklären oderim Falle der Betriebsverpachtung alternativ mitden Pachteinnahmen weiterhin gewerblicheEinkünfte zu erzielen, ohne das die in demBetriebsvermögen enthaltenen stillen Reservenaufgedeckt und versteuert wurden. Dies führte inder Praxis oftmals dazu, dass es durchVeräußerungen, Entnahmen oder Umgestaltungder wesentlichen Betriebsgrundlagen zu einerBetriebsaufgabe kam, deren Zeitpunkt nichtbestimmbar war.
Mit der Neuregelung wurde eine gesetzlicheBetriebsfortführungsfiktion eingeführt. Ein Be­

trieb gilt nunmehr bis zur ausdrücklichen Be­triebsaufgabeerklärung als fortgeführt. DieAufgabeerklärung muss binnen 3 Monaten nachdem gewähltenAufgabezeitpunktgegenüber demFinanzamt abge­geben werden.
Anwendung findetdie Neuregelungauf alle Betriebs­aufgaben ab dem05.11.2011. Aufden Zeitpunkt derAufgabeerklärungkommt es nichtan.
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Darlehen zwischen einander nahe stehenden Personen
Durch die Einführung der Abgeltungsteuer abdem Jahr 2009 beträgt die Einkommensteuer aufKapitalerträge grundsätzlich 25% zuzüglichSolidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer. EinAbzug von tatsächlich angefallenen Werbungs­kosten im Zusammenhang mit derartigenEinkünften ist nicht mehr möglich. Der imZusammenhang mit der Abgeltungsteuer ein­geführte Sparerpauschbetrag in Höhe von 801 € /1.602 € hat insofern Abgeltungswirkung.
Bei Darlehen zwischen einander nahestehendenPersonen gilt bisher eine Ausnahme vom Abgel­tungsteuersatz.Die Zinsein­nahmen desDarlehens­gebers sindmit dessentariflichemSteuersatzzu versteuern,Werbungskosten,wie z.B. Zinsaufwendungen für ein Refinanzie­rungsdarlehen, sind vollständig als Werbungs­kosten abzugsfähig.
Durch eine entsprechende Gesetzesänderungwird nun geregelt, dass die tarifliche Besteuerungder Kapitalerträge aus Darlehen annahestehende Personen nur noch dann greift,wenn die Zinsaufwendungen des Darlehens­nehmers entweder Betriebsausgaben oderWerbungskosten sind, die der inländischenBesteuerung unterliegen. In allen übrigen Fällen,

ist der Abgeltungsteuersatz – ohne Berück­sichtigung Werbungskosten ­ anzuwenden.
Die neuerliche Gesetzesänderung gilt ab demVeranlagungszeitraum 2011, wird aber aufgrunddes Anwendungserlasses zur Abgeltungsteuervom 22.12.2009 bereits ab dem Jahr 2009 vonder Finanzverwaltung angewendet.
Geben beispielsweise Eltern ihrem Sohn oderihrer Tochter ein Darlehen für den Erwerb vonselbstgenutztem Wohneigentum, unterliegen dieZinserträge hieraus zu 25% der Einkommen­steuer ﴾Abgeltungsteuer﴿. Unproblematischist es, wenn den Eltern hierfür genügendEigenkapital zur Verfügung steht.Ungünstig ist jedoch, wenn die Elternihrerseits zur Finanzierung desDarlehensbetrages einen Kredit aufneh­men müssen, da die Refinanzierungs­kosten im vorliegenden Fall nicht mehr alsWerbungskosten berücksichtigt werdenkönnen. Hierdurch kann es zu einerÜbermaßbesteuerung kommen. Liegt eine solcheFallkonstellation vor, sollte der Steuerpflichtigeunter Berufung auf ein anhängiges Verfahrenbeim Finanzgericht Baden­Württemberg ﴾Az.: 9 K1637/10 F﴿ gegen entsprechende Steuerbeschei­de Einspruch einlegen. In diesem Fall könnte esggf. günstiger sein, wenn die Kinder das Darlehendirekt aufnehmen und die Eltern lediglich alsBürgen auftreten. Eine Besteuerung vonZinseinnahmen bei den Eltern wird dadurchvermieden, eine Refinanzierung des Darlehens­betrages durch die Eltern ist nicht notwendig.

Gesetzliche Betriebsfortführungsfiktion




